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Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,  
wir freuen uns, Sie als unsere(n) Versicherte(n) begrüßen zu dürfen. Folgende Bedingungen gelten für 
das Versicherungsverhältnis. 
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§ 1 Welche Leistungen erbringen wir? 

(1) Wir erbringen bei Vorliegen der Voraussetzungen die folgenden Versorgungsleistungen: 
 

(a) Altersrente 
(b) Hinterbliebenenrente bei Tod vor Beginn Ihrer Rente 

 
(2) 1Im Falle einer Erwerbsminderung haben Sie die Möglichkeit, eine lebenslange Erwerbsminde-
rungsrente aus dem bis zu diesem Zeitpunkt angesparten Deckungskapital in Anspruch zu nehmen. 
²Entscheiden Sie sich im Falle einer Erwerbsminderung nicht für Erwerbsminderungsleistungen, 
verwenden wir das angesparte Deckungskapital für Ihre Alters- oder Hinterbliebenenrentenleistungen. 
 
(3) 1Vor Beginn Ihrer Erwerbsminderungs- oder Altersrente können Sie entscheiden, ob wir Renten-
leistungen an Ihre Hinterbliebenen erbringen sollen, wenn Sie als Rentner/in versterben. Ist dies der 
Fall, dann vermindert sich Ihre Erwerbsminderungs- oder Altersrente. 2Die entsprechende Berechnung 
werden wir Ihnen vor Ihrer Entscheidung zur Hinterbliebenenabsicherung zur Verfügung stellen. 

 
(4) 1Bei diesen Versorgungsleistungen wird garantiert, dass im Rentenfall mindestens die eingezahlten 
Beiträge einschließlich etwaig zugeflossener staatlicher Zulagen als  Kapital für Rentenleistungen zur 
Verfügung stehen (Kapitalerhaltungsgarantie). 2Sofern Bonuspunkte zugeteilt werden, ist der hierfür 
gutgeschriebene Beitrag gleichfalls garantiert. 3Eine weitere Garantie erfolgt nicht. 4Näheres hierzu 
finden Sie unter § 5 und § 6. 

 

§ 2 Welche Voraussetzungen müssen für den Rentenbez ug erfüllt sein? 

Für die jeweiligen Rentenleistungen müssen die nachfolgenden Voraussetzungen erfüllt sein: 
 
(1) Altersrente 
1Wir zahlen Ihnen eine lebenslange Altersrente. 2Der Beginn Ihrer Altersrente ist ab Vollendung des 
62. Lebensjahres möglich; den Zeitpunkt des Beginns bestimmen Sie selbst. 
 
(2) Hinterbliebenenrente 
1Die Zahlung von Hinterbliebenenrenten ist im Versicherungsschutz eingeschlossen, wenn Sie vor 
dem Beginn Ihrer Rente versterben. 2Wenn Sie nach dem Beginn Ihrer Rente versterben, zahlen wir 
Hinterbliebenenrenten, wenn Sie dies vor Beginn Ihrer Rente mit uns vereinbart haben (§ 1 Abs. 3). 
 
Witwen-/Witwerrente  
3Wir zahlen eine lebenslange Witwen-/Witwerrente, wenn die/der hinterbliebene Ehefrau/-mann oder 
die/der eingetragene Lebenspartnerin/-partner mit Ihnen zum Zeitpunkt des Todes in gültiger Ehe 
verheiratet war oder eine eingetragene Lebenspartnerschaft bestand. 4Der Anspruch erlischt nicht 
durch Wiederheirat oder eine erneute eingetragene Lebenspartnerschaft der/des Witwen-
/Witwerrentenberechtigten. 
 
Rente an die/den Lebensgefährtin/-gefährten 
5Wir zahlen eine lebenslange Hinterbliebenenrente an Ihre/Ihren Lebensgefährtin/-gefährten, wenn 
sie/er mit Ihnen zum Zeitpunkt des Todes in einer eheähnlichen Lebensgemeinschaft gelebt hat und 
eine gemeinsame Haushaltsführung bestand. 6Die/den Lebensgefährtin/-gefährten müssen Sie uns 
vor Eintritt des Leistungsfalles namentlich mit Anschrift und Geburtsdatum in Textform benannt sowie 
die gemeinsame Haushaltsführung bestätigt haben. 7Eine/ein anspruchsberechtigte/r Ehefrau/-mann 
oder eingetragene/r Lebenspartnerin/-partner schließt den Leistungsanspruch einer/eines Lebensge-
fährtin/-gefährten dauerhaft aus. 
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Waisenrente 
8 Nach Ihrem Tod zahlen wir Waisenrente an Ihre Waisen, längstens jedoch bis diese die Altersgrenze 
für die Gewährung von Kindergeld bzw. kindbedingten Steuerfreibeträgen (§ 32 Abs. 3, Abs. 4 Satz 1 
und Abs. 5 Satz 1 und 2 Einkommensteuergesetz (EStG)) erreicht haben. 9Waisen sind leibliche und 
angenommene Kinder sowie Pflegekinder der/des Versicherten im Sinne des § 32 Abs. 1 Nr. 2 EStG. 
10Ein Anspruch auf Hinterbliebenenrente besteht nicht für Personen, die den Tod der/des Versicherten 
vorsätzlich herbeigeführt haben. 
 
(3) Erwerbsminderungsrente 
1Machen Sie von Ihrem Wahlrecht nach § 1 Abs. 2 Gebrauch, zahlen wir Ihnen eine lebenslange 
Erwerbsminderungsrente, wenn Sie erwerbsgemindert im Sinne der Bestimmungen der gesetzlichen 
Rentenversicherung sind.  
²Vollständige Erwerbsminderung im Sinne von § 43 Abs. 2 des Sozialgesetzbuches (SGB) Sechstes 
Buch (VI) liegt danach vor, wenn die/der Versicherte wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht 
absehbare Zeit außerstande ist, unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes 
mindestens drei Stunden täglich erwerbstätig zu sein.  
³Teilweise Erwerbsminderung im Sinne von § 43 Abs. 1 SGB VI liegt vor, wenn die/der Versicherte 
wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit außerstande ist, unter den üblichen 
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden täglich erwerbstätig zu sein. 
4Änderungen der Voraussetzungen in § 43 SGB VI gelten für das Versicherungsverhältnis entspre-
chend. 
5Ein Anspruch auf Erwerbsminderungsrente besteht nicht, wenn die für die Erwerbsminderungsrente 
erforderliche Beeinträchtigung absichtlich von der/dem Versicherten herbeigeführt wurde. 
 

(4) Weitere Voraussetzungen für die Zahlung einer E rwerbsminderungsrente 
1Der Anspruch auf die Zahlung der Erwerbsminderungsrente setzt voraus, dass Sie uns als Nachweis 
für Ihre Erwerbsminderung den Rentenbescheid der Deutschen Rentenversicherung vorlegen (Wenn 
Sie nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert sind, beachten Sie bitte § 17.) 
2Wenn Sie in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert und dort weitere Voraussetzungen für 
die Zahlung einer Erwerbsminderungsrente zu erfüllen sind (z. B die allgemeine Wartezeit, Pflichtbei-
tragszeiten, Unterschreiten von Hinzuverdienstgrenzen), sind diese für Ihren Anspruch auf Erwerbs-
minderungsrente aus der KVK ZusatzRentePlus unbeachtlich. 3Für den Fall, dass der Rentenversi-
cherungsträger Ihnen aus den vorgenannten Gründen keinen Rentenbescheid erteilt, gilt für den 
Nachweis Ihrer Anspruchsberechtigung § 17. 
 

§ 3 Wie hoch ist Ihre Rente?  

(1) Höhe der Altersrente 
1Die Höhe Ihrer monatlichen Altersrente ohne vereinbarte Hinterbliebenenversorgung ergibt sich aus 
den von Ihnen bis zum Rentenbeginn erworbenen Versorgungspunkten und Bonuspunkten (§ 8  
Buchstabe a) multipliziert mit dem Rentenwert 4 € und einem etwaigen Kürzungsfaktor (§ 6 Abs. 1). 
²Die Rente erhöht sich ggf. um Ihre Beteiligung an den Bewertungsreserven (§ 8 Buchstabe b) 3Zur Ermittlung 
der Versorgungspunkte für die voraussichtliche Rentenleistung werden Ihre in einem Kalenderjahr bei 
uns eingegangenen Beiträge und Zulagen durch einen Regelbeitrag von 1.200 € geteilt und mit dem 
Altersfaktor aus der Altersfaktorentabelle multipliziert. 4 Bei den von Ihnen gezahlten Beiträgen handelt 
es sich um sog. technische Einmalbeiträge für das jeweilige Kalenderjahr; d.h. mit jeder Beitragszah-
lung erwerben Sie einen Baustein in Form von Versorgungspunkten für Ihre spätere Rentenleistung. 
5Dabei gilt als maßgebliches Alter die Differenz zwischen dem jeweiligen Kalenderjahr und dem 
Geburtsjahr. 



 

 6

 
Altersfaktorentabelle:  
 

Alter Altersfaktor  Alter Altersfaktor  

17 4,23 44 2,09 
18 4,12 45 2,04 
19 4,01 46 1,99 
20 3,90 47 1,94 
21 3,80 48 1,89 
22 3,70 49 1,84 
23 3,61 50 1,79 
24 3,52 51 1,74 
25 3,43 52 1,70 
26 3,34 53 1,65 
27 3,25 54 1,61 
28 3,17 55 1,57 
29 3,09 56 1,53 
30 3,01 57 1,49 
31 2,93 58 1,45 
32 2,86 59 1,41 
33 2,78 60 1,37 
34 2,71 61 1,34 
35 2,64 62 1,30 
36 2,58 63 1,26 
37 2,51 64 1,23 
38 2,45 65 1,19 
39 2,38 66 1,16 
40 2,32 67 1,14 
41 2,26 68 1,12 
42 2,20 69 1,10 
43 2,15 70 1,09 

 
 
6Wenn Sie bei Beginn Ihrer Altersrente gemäß § 1 Abs. 3 eine spätere Hinterbliebenenversorgung mit 
uns vereinbaren, vermindert sich die nach den vorstehenden Bestimmungen errechnete Rente. 7Die 
entsprechende Berechnung werden wir Ihnen vor Ihrer Entscheidung zur Hinterbliebenenabsicherung 
zur Verfügung stellen. 
 
8Sofern Sie Ihre Altersrente nach Vollendung des 65. Lebensjahres in Anspruch nehmen, erhöhen wir 
Ihren garantierten ebenso wie den nicht garantierten Teil der Leistung (§ 5) für jeden Monat des 
späteren Rentenbeginns um 0,5 %. 9Im Falle der vorzeitigen Inanspruchnahme reduziert sich die 
Rentenleistung für jeden Monat vor Vollendung des 65. Lebensjahres um 0,5 %.  
 
(2) Höhe der Erwerbsminderungsrente  

1Die Höhe der lebenslangen Erwerbsminderungsrente ergibt sich aus dem zum Zeitpunkt des Ren-
tenbeginns angesparten Deckungskapital für Ihre Altersrente (einschließlich einer Beteiligung an den 
Bewertungsreserven). 2Diesem Kapital entsprechen die von Ihnen bis zum Rentenbeginn erworbenen 
Versorgungs- und Bonuspunkte. 3Der sich aus diesen Versorgungs- und Bonuspunkten nach Absatz 1 
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Sätze 1 bis 3 und 5 ergebende Altersrentenbetrag wird in eine wertgleiche lebenslange Erwerbsmin-
derungsrente umgerechnet. 4Dieser Betrag vermindert sich, wenn Sie bei Beginn der Rente eine 
spätere Hinterbliebenenversorgung einschließen (§ 1 Abs. 3). 5Eine Berechnung Ihrer lebenslangen 
Erwerbsminderungsrente (mit und ohne Hinterbliebenenabsicherung) werden wir Ihnen vor Ihrer 
Entscheidung über die Inanspruchnahme zur Verfügung stellen.  
 
(3) Höhe der Hinterbliebenenrente 
 1Als monatliche Hinterbliebenenrente zahlen wir an Ihre/n Witwe/r, Lebenspartnerin/-partner bzw. 
Lebensgefährtin/-gefährten 60 %, an eine Vollwaise 20 % und an eine Halbwaise 10 % der Rente des 
Ihnen zustehenden Rentenbetrages (Bezugsgröße). 2Wenn Sie vor dem Beginn Ihrer Rente sterben, 
ist die Bezugsgröße der Betrag, der sich im Zeitpunkt Ihres Todes gemäß Absatz 1 für Sie als Alters-
rente ergeben hätte. 3Wenn Sie bei Beginn Ihrer Rente mit uns eine Hinterbliebenenabsicherung 
vereinbart hatten, ist der nach Absatz 1 Satz 6, 8 und 9 bzw. Absatz 2 Satz 4 verminderte Betrag 
zugrunde zu legen. 
 
4Wenn Ihre/Ihr Ehe- oder Lebenspartnerin/-partner bzw. Lebensgefährtin/-gefährte mehr als 5 Jahre 
jünger bzw. älter ist als Sie, wird bei bestehendem Hinterbliebenenrentenanspruch der Prozentsatz 
der Witwen-/Witwerrente von 60 % für jedes weitere Jahr des Altersunterschiedes um 2,5 Prozent-
punkte vermindert bzw. erhöht; eine Verminderung ist dabei auf 20 %, eine Erhöhung auf  
100 % des maßgebenden Betrages Ihrer Altersrente begrenzt.  
 
5Die Hinterbliebenenrenten werden anteilig gekürzt, wenn sie zusammen die Rente der/des Verstor-
benen übersteigen. 6Bei Erlöschen einer gekürzten Hinterbliebenenrente erhöht sich jede verbleiben-
de Hinterbliebenenrente vom Beginn des folgenden Monats an entsprechend; abgefundene Renten 
werden dabei jedoch weiter berücksichtigt. 
 
(4) Absenkung bei Rückforderung staatlicher Förderu ngen 
Werden staatliche Förderungen, die bis zum Rentenbeginn gezahlt werden, zurückgefordert, so 
werden die Versorgungspunkte entsprechend vermindert. 
 
(5) Feststellung der Rentenhöhe 
Die Feststellung Ihrer Rentenhöhe aus der Anwartschaftsphase erfolgt zum Rentenbeginn durch die 
Rentenentscheidung (§ 12 Abs. 1 Satz 2). 
 

§ 4 Wie erhöhen wir Ihre Rente?  

Wir erhöhen Ihre Rente jährlich zum 1. Juli um 1 %. 
 

§ 5 Inwieweit ist die Höhe der Rente garantiert?  

(1) Kapitalerhaltungsgarantie  
Garantiert wird, dass zu Rentenbeginn die eingezahlten Beiträge einschließlich etwaig zugeflossener 
staatlicher Zulagen als  Kapital für Rentenleistungen zur Verfügung stehen, soweit sie nicht rech-
nungsmäßig für einen biometrischen Risikoausgleich verbraucht wurden (Kapitalerhaltungsgarantie). 
 
(2) Bonuspunkte 
Sofern Bonuspunkte zugeteilt werden, ist der hierfür gutgeschriebene Betrag garantiert. 
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(3) Garantierente 
Aus den Beiträgen, ggf. gezahlten staatlichen Zulagen sowie aus den für erteilte Bonuspunkte gutge-
schriebenen Beträgen, vermindert um den Anteil, der für einen biometrischen Risikoausgleich ver-
braucht wurde, wird eine garantierte Rentenleistung gebildet. 
 
(4) Prognostizierte, nicht garantierte Rentenleistungen 
1Die Differenz zwischen der garantierten und der prognostizierten Rentenleistung ist nicht garantiert. 
2Änderungen bezogen auf noch nicht fällige Rentenleistungen können sich aus der Multiplikation eines 
Kürzungsfaktors mit dem Rentenwert 4 € (§ 3 Abs. 1 Satz 1) ergeben. 3Dies führt zu einer entspre-
chenden  Herabsetzung der Anwartschaften. 4Bitte beachten Sie dazu § 6 Abs. 1. 
 

§ 6 Können Anwartschaften und Rentenleistungen herabges etzt werden?  

(1) Herabsetzung nicht garantierter Anwartschaften 
1Stellt der Verantwortliche Aktuar fest, dass die gesetzlich oder von der Aufsicht geforderte Kapitalaus-
stattung nicht erreicht wird bzw. künftig voraussichtlich nicht (mehr) erreicht werden kann, so kann 
der Verwaltungsausschuss auf Vorschlag des Verantwortlichen Aktuars die nicht garantierten Anwart-
schaften durch Beschluss eines Kürzungsfaktors herabsetzen. 2Wird die gesetzlich oder von der 
Aufsicht geforderte Kapitalausstattung wieder erreicht, sind die nicht garantierten Anwartschaften - 
entsprechend den Vorschlägen des Verantwortlichen Aktuars - so lange wieder anzuheben, bis die 
ursprüngliche - zum Zeitpunkt der Absenkung gültige - Vertragsleistung wieder hergestellt ist. 
3Gleiches gilt für herabgesetzte Anwartschaften, die zwischenzeitlich verrentet wurden; die Erhöhung 
der Rentenleistung erfolgt ab dem Ersten des Monats, der auf den Beschluss des Verwaltungsaus-
schusses folgt 4Stellt der Verantwortliche Aktuar einen bilanziellen Fehlbetrag fest, der durch die 
Inanspruchnahme der Verlustrücklage und der Rückstellung für Leistungsverbesserung nicht gedeckt 
werden konnte, so gilt Satz 1 entsprechend. 5Nach einem Wegfall des bilanziellen Fehlbetrages und 
bei ausreichender Dotierung der Verlustrücklage gelten die Sätze 2 und 3 entsprechend. 
 
(2) Eine Herabsetzung von Rentenleistungen gemäß Abs. 1 ist nach Rentenbeginn ausgeschlossen. 
 

§ 7 Welche Rücklagen und Rückstellungen bilden wir?  

(1) Deckungsrückstellung 
1Wir stellen in die Bilanz eine Deckungsrückstellung in Höhe des versicherungsmathematischen 
Barwerts aller bestehenden Anwartschaften und Ansprüche sowie der Verwaltungskosten ein. 2Der für 
die Ermittlung zu berücksichtigende Rechnungszins und die Verwaltungskosten werden im Rahmen 
des versicherungstechnischen Geschäftsplans festgelegt. 
 
(2) Verlustrücklage 
1Zur Deckung von Fehlbeträgen ist von uns eine Verlustrücklage für den Abrechnungsverband der KVK 
ZusatzRentePlus zu bilden. 2Der Verlustrücklage sind jährlich mindestens 5 % des sich aus der versi-
cherungstechnischen Bilanz ergebenden Überschusses zuzuführen, bis diese einen Stand von 10 % 
der Deckungsrückstellung des Abrechnungsverbandes der KVK ZusatzRentePlus erreicht oder nach 
Inanspruchnahme wieder erreicht. 
 
(3) Rückstellung für Überschussbeteiligung 
1Überschüsse stellen wir in die Rückstellung für Überschussbeteiligung ein, soweit sie nicht zur Bildung 
weiterer geschäftsplanmäßig festgelegter Rückstellungen benötigt werden. 2Diese Rückstellung dient 
der Verbesserung oder Erhöhung von Leistungen. 3Sie kann zusätzlich zur Deckung von Fehlbeträgen 
herangezogen werden, wenn die Verlustrücklage hierfür nicht ausreicht. 
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§ 8 Wie erfolgt die Überschussbeteiligung?  
1Die Versicherten werden an den Überschüssen und Bewertungsreserven (Überschussbeteiligung) 
der KVK ZusatzRentePlus beteiligt. 2Die Überschüsse werden nach den Vorschriften des Handelsge-
setzbuches ermittelt und jährlich im Rahmen des Jahresabschlusses festgestellt. 3Die Bewertungsre-
serven werden dabei im Anhang des Geschäftsberichtes ausgewiesen. 4Der Jahresabschluss wird 
geprüft und bei der zuständigen Aufsichtsbehörde eingereicht. 
 
(a) Überschussbeteiligung in Form von Bonuspunkten 
1Die Versicherten werden durch Bonuspunkte an den Überschüssen nach Abzug der im vorangegan-
genen Geschäftsjahr zugeteilten Überschussbeteiligung aus Bewertungsreserven unter Beachtung 
einer angemessenen Kapitalausstattung u.a. im Hinblick auf Solvabilität, Stresstests und Rechnungs-
grundlagen beteiligt. 2Für die Zuteilung der Bonuspunkte kommen alle am Ende des laufenden 
Geschäftsjahres freiwillig Versicherten einschließlich der beitragsfrei Versicherten in Betracht. 
3Bemessungsgrundlage sind die bis zu diesem Zeitpunkt erworbenen Versorgungspunkte der/des 
Versicherten, soweit sie nicht bereits Grundlage einer Rentenleistung sind. 4Überschüsse werden 
jährlich bis zum Jahresende für das vorangegangene Geschäftsjahr zugeteilt. 5Über die Zuteilung der 
Bonuspunkte entscheidet der Verwaltungsausschuss. 
 
b) Überschussbeteiligung in Form von Versorgungspun kten bzw. einer Kapitalauszahlung aus 
Bewertungsreserven 

1Bewertungsreserven entstehen, wenn der Marktwert der Kapitalanlagen über dem Wert liegt, mit dem 
die Kapitalanlagen in der Bilanz ausgewiesen sind. 2Die Bewertungsreserven sorgen für Sicherheit 
und dienen dazu, kurzfristige Ausschläge an den Kapitalmärkten auszugleichen. 3Ein Teil der Bewer-
tungsreserven fließt den Versicherten unmittelbar zu. 4Die Höhe der Bewertungsreserven wird zum 
Ende des vorangegangenen Geschäftsjahres jährlich neu ermittelt. 5Der so ermittelte Wert wird den 
Verträgen nach einem verursachungsorientierten Verfahren zugeordnet. 6Das Verfahren zur Zuord-
nung der Bewertungsreserven zu den einzelnen Verträgen wird im Geschäftsbericht dargestellt. 
7Aufsichtsrechtliche Regelungen zur Kapitalausstattung bleiben dabei unberührt. 
 
8Die Versicherten/Leistungsempfänger werden an den Bewertungsreserven in Form einer Kapitalaus-
zahlung beteiligt, wenn 

• die Anwartschaft abgefunden wird, 
• Kapital ausgezahlt wird, 
• die KVK ZusatzRentePlus abgefunden wird, 
• der Übertragungswert auf Antrag der/des Versicherten übertragen wird. 

9Die Versicherten/Leistungsempfänger werden einmalig an den Bewertungsreserven in Form von 
Versorgungspunkten beteiligt, wenn eine Rente erstmals beansprucht wird. 
 
(c) Information über die Höhe der Überschussbeteili gung  

1Die Höhe der Überschussbeteiligung hängt von vielen Einflüssen ab. 2Diese sind nicht vorhersehbar 
und von uns nur begrenzt beeinflussbar. 3Wichtigster Einflussfaktor ist dabei die Zinsentwicklung des 
Kapitalmarkts. 4Aber auch die Entwicklung des versicherten Risikos und der Kosten sind von Bedeu-
tung. 5Die Höhe der künftigen Überschussbeteiligung kann also nicht garantiert werden. 
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§ 9 Wann beginnt Ihre Rente? 

(1) Wir zahlen die Altersrente ab dem von Ihnen beantragten Zeitpunkt, frühestens ab dem Ersten des 
Monats, der dem Antragseingang bei der Kasse folgt. 
 
(2) Wir zahlen die Erwerbsminderungsrente ab dem Zeitpunkt, in dem die Rente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung beginnt oder beginnen würde, frühestens ab dem Ersten des Monats, der dem 
Antragseingang bei der Kasse folgt.  
 
(3) 1Wir zahlen die Hinterbliebenenrente ab dem Zeitpunkt, in dem die Rente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung beginnt oder beginnen würde, wenn Sie dort versichert wären, sofern der  
Rentenantrag innerhalb von 12 Monaten nach Ihrem Tod bei uns eingeht. 2Bei späterem Antragsein-
gang zahlen wir die Hinterbliebenenrente ab dem Ersten des Monats, der dem Antragseingang bei der 
Kasse folgt. 
 

§ 10 Wann und wie zahlen wir die Renten aus?  

(1) Wir zahlen die Renten monatlich im Voraus auf ein Girokonto der/des Rentenberechtigten inner-
halb eines Mitgliedstaates des Europäischen Wirtschaftsraums. 
 
(2) 1Wir tragen die Kosten der Überweisung auf ein Girokonto im Inland oder einem Mitgliedstaat des 
Europäischen Wirtschaftsraums mit Ausnahme der Kosten für die Gutschrift. ²Für Überweisungen auf 
ein Konto außerhalb Deutschlands gilt dies nur, wenn die/der Rentenberechtigte der Kasse ihre/seine 
internationale Kontonummer (International Bank Account Number – IBAN) sowie die internationale 
Bankleitzahl des kontoführenden Geldinstituts (Bank Identifier Code – BIC) mitgeteilt hat.  
3Zahlungen in ein Land außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums erfolgen auf Kosten und 
Gefahr der/des Rentenberechtigten. 
 
(3) Ein Wohnsitz oder dauernder Aufenthalt außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums berechtigt 
uns, 
• Rentenzahlungen von der Benennung einer/eines inländischen Empfangsbevollmächtigten oder 

eines auf den Namen der/des Rentenberechtigten lautenden inländischen Kontos abhängig zu 
machen; 

• Leistungen für das laufende Kalenderjahr in einem Betrag im Dezember auszuzahlen. 
 

(4) 1Hat eine/ein Versicherte/r den Antrag auf Alters- oder Erwerbsminderungsrente beziehungsweise 
Kapitalauszahlung gestellt und verstirbt sie/er vor der Renten- beziehungsweise Kapitalauszahlung, 
können die Hinterbliebenen die Auszahlung verlangen, sofern sie den Tod der/des Versicherten nicht 
vorsätzlich herbeigeführt haben. ²Mit der Zahlung an eine/einen Hinterbliebenen erlischt der Anspruch 
der anderen Hinterbliebenen. 
 

§ 11 Ist eine Kapitalauszahlung möglich?  

(1) 1Sofern Sie zu Beginn der Auszahlungsphase Ihrer Altersrente einen Antrag auf teilweise Kapital-
auszahlung stellen, leisten wir bis zu 30 % des zu diesem Zeitpunkt gebildeten Kapitals als Einmalbe-
trag. ²Die Rentenleistung wird entsprechend gekürzt. 
 
(2) 1Vollständig zahlen wir das zu Beginn der Auszahlungsphase gebildete Kapital nur anstelle einer 
Altersrente aus. ²Der Antrag auf Kapitalauszahlung anstelle einer Altersrente muss frühestens ein 
Jahr, spätestens aber sechs Monate vor Vollendung des 62. Lebensjahres bei der Kasse eingehen; 
andernfalls ist die vollständige Kapitalauszahlung ausgeschlossen. 
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(3) 1Das gebildete Kapital wird nach versicherungsmathematischen Grundsätzen auf der Basis der 
ohne Kapitalauszahlung zu zahlenden Rente ermittelt. ²Bei der Ermittlung des gebildeten Kapitals wird 
ein Abschlag zur Sicherung des biometrischen Risikoausgleichs von 10 % berücksichtigt. ³Darüber 
hinaus wird die Auszahlung gegebenenfalls um eine zurückgeforderte staatliche Förderung gekürzt. 
 
(4) 1Ist ein Versorgungsausgleich durchgeführt worden, vermindert sich das gebildete Kapital ent-
sprechend. ²Die Minderung erfolgt mit dem Anteil des Kürzungsbetrags, der dem Anteil des ausbe-
zahlten Kapitals entspricht. ³Dies gilt auch dann, wenn eine Rentenleistung zunächst ungekürzt zu 
zahlen ist oder zu zahlen wäre. 
 

§ 12 Wie beantragen Sie Ihre Rente?  

(1) 1Rentenleistungen erbringen wir auf Antrag in Textform gegen Vorlage der erforderlichen Unterla-
gen. ²Wir entscheiden über den Rentenantrag schriftlich. 
 
(2) Ist eine/ein Hinterbliebenenrentenberechtigte/r verstorben, ohne den Antrag bei uns gestellt zu 
haben, so haben ihre/seine Hinterbliebenen das Recht, den Antrag bei uns nachzuholen. 
 

§ 13 Wann berechnen wir die Rente neu?  

Wir berechnen die Rente neu, wenn  
• aus einer Halbwaisenrente eine Vollwaisenrente wird oder 
• die staatlichen Förderleistungen nach den Vorschriften des Einkommensteuergesetzes zurückge-

fordert werden. Sie haben jedoch die Möglichkeit, den Rückforderungsbetrag durch eine Einmal-
zahlung auszugleichen. In diesem Fall zahlen wir die Rente in der ursprünglichen Höhe weiter. 

 

§ 14 Wann erlischt die Rente?  

Der Rentenanspruch erlischt mit Ablauf des Monats, 

• in dem die/der Rentenberechtigte verstorben ist, 
• bei Waisenrenten spätestens mit Erreichen der in § 32 Abs. 3, Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5 Satz 1 

und 2  EStG genannten Altersbegrenzung. 
 

§ 15 Wann können wir die Rente abfinden?  
1Wir können die Rente abfinden, wenn der Monatsbetrag der aus der Anwartschaft resultierenden 
laufenden Leistung bei Erreichen der vorgesehenen Altersgrenze den Monatsbetrag nach § 3 Abs. 2 
BetrAVG nicht übersteigen würde; dies gilt entsprechend für die Abfindung einer laufenden Leistung. 
²Der Abfindungsbetrag entspricht dem für die Versicherung gebildeten Kapital. ³Bereits gezahlte 
Leistungen werden auf den Abfindungsbetrag angerechnet. 4Ist ein Versorgungsausgleich durchge-
führt worden, berechnet sich der Abfindungsbetrag aus dem entsprechend gekürzten, gebildeten 
Kapital nach Satz 2. 5Dies gilt auch dann, wenn die Rente vor der Abfindung zunächst noch ungekürzt 
zu zahlen war. 
 

§ 16 Wer erhält die Versicherungsleistung?  

(1) 1Leistungen aus dem Versicherungsvertrag erbringen wir an die/den Versicherte/n und an ih-
re/seine Hinterbliebenen. ²Versicherte/r ist die/der Beschäftigte. ³Versicherungsnehmer ist der/die 
Beschäftige oder der Arbeitgeber als Mitglied der Kasse.  
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(2) Die Ansprüche aus dieser Versicherung können nicht abgetreten, verpfändet oder beliehen 
werden. 
 

§ 16a Was ist beim Versorgungsausgleich zu beachten ? 

(1) 1Der Versorgungsausgleich wird nach dem Versorgungsausgleichsgesetz (VersAusglG) sowie 
den nachstehenden Regelungen im Wege der internen Teilung durchgeführt. 2Bei der internen Teilung 
überträgt das Familiengericht für die ausgleichsberechtigte Person zu Lasten des Anrechts der/des 
Versicherten ein Anrecht in Höhe des Ausgleichswerts bei der Kasse.  
 
(2) 1Der Ausgleichswert wird in Form von Versorgungspunkten ausgewiesen. 2Die Höhe des Aus-
gleichswertes wird ermittelt, indem der hälftige Ehezeitanteil der/des Versicherten anhand ihrer/seiner 
versicherungsmathematischen Barwertfaktoren in einen Kapitalwert umgerechnet und nach Abzug der 
hälftigen Teilungskosten anhand der versicherungsmathematischen Barwertfaktoren der ausgleichs-
berechtigten Person in Versorgungspunkte umgerechnet wird. 3Ist für die Versicherte/den Versicher-
ten ein ausgleichsreifer Rentenanspruch zu berücksichtigen, sind für beide Personen die Rentenbar-
wertfaktoren zugrunde zu legen, ansonsten die Anwartschaftsbarwertfaktoren. 
 
(3) 1Überträgt das Familiengericht der ausgleichsberechtigten Person ein Anrecht, erwirbt sie bezo-
gen auf das Ende der Ehezeit ein von einem eigenen KVK ZusatzRentePlus-Vertrag unabhängiges 
Anrecht. 2Dieses Anrecht gilt als beitragsfreie Versicherung. 3Die ausgleichsberechtigte Person kann 
die Fortführung der Versicherung mit eigenen Beiträgen entsprechend § 21 Abs. 2 beantragen. 4Der 
Versicherungsfall der ausgleichsberechtigten Person tritt auf Antrag ein. 5Er kann frühestens mit 
Wirksamkeit des Versorgungsausgleichs gestellt werden. 6§ 30 VersAusglG bleibt unberührt. Eine 
Erhöhung der Rentenleistung nach § 3 Abs. 1 Satz 8 steht nur für die vollen Monate zu, die zwischen 
der Rechtskraft des Versorgungsausgleichs und der tatsächlichen Inanspruchnahme der KVK Zu-
satzRentePlus liegen.  

 
(4) 1Die Anwartschaft der/des Versicherten wird zum Ende der Ehezeit um die Versorgungspunkte 
gekürzt, die sich durch die Rückrechnung entsprechend der Berechnung des Ausgleichswerts nach 
Absatz 2 Satz 2 und 3 unter Berücksichtigung der Teilungskosten ergeben. 2Die Rente der/des 
Versicherten wird zum Ende der Ehezeit um den Betrag gekürzt, der sich nach Satz 1 ergibt. 3Wenn 
der Versorgungsausgleich nach Beginn der Rente der/des Versicherten wirksam geworden ist, wird 
sie zum Ersten des Monats vermindert, zu dessen Beginn der Versorgungsausgleich wirksam gewor-
den ist. 4 § 30 VersAusglG bleibt unberührt. 
 
(5) Haben sowohl die/der Versicherte als auch die ausgleichsberechtigte Person zu übertragende 
Anrechte aus einem KVK ZusatzRentePlus-Vertrag , werden diese Anrechte nur innerhalb dieses 
Tarifs auf der Basis des Kapitalwerts vor Berücksichtigung der Teilungskosten verrechnet. 
 
(6) 1Soweit der Versorgungsausgleich nach dem analogen Quasisplitting durchgeführt wurde, werden 
die Renten in analoger Anwendung des § 57 des Gesetzes über die Versorgung der Beamten und 
Richter des Bundes (BeamtVG) mit der Maßgabe gekürzt, dass der Begründungsbetrag mit den vom 
Familiengericht verwendeten Faktoren umgerechnet, das Ergebnis durch die Zahl 12 und den versi-
cherungsmathematischen Barwertfaktor, der der Berechnung des Deckungskapitals zugrunde lag, 
geteilt und so in einen Kürzungsbetrag umgewandelt wird. 2Für die Kapitalauszahlung gilt § 11 Abs. 4, 
für die Zahlung eines Abfindungsbetrages § 15 Sätze 4 und 5 und im Falle der Kündigung § 22 Abs. 4. 
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§ 17 Welche Besonderheiten gelten, wenn Sie nicht i n der gesetzlichen Rentenversicherung 
versichert sind? 

1Abweichend von § 2 Abs. 4 benötigen wir für die Erwerbsminderungsrente als erforderlichen Nach-
weis das Gutachten eines durch die Kasse zu bestimmenden Facharztes, dass eine Erwerbsminde-
rung im Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung vorliegt. ²Die Kosten der Begutachtung trägt 
die/der Versicherte. ³Die Kasse behält sich bei begründeten Zweifeln an der Erwerbsminderung das 
Recht vor, die Erwerbsminderung durch ein weiteres Gutachten auf Kosten der Kasse überprüfen zu 
lassen. 4Die Rente ruht, wenn und solange sich die/der Versicherte trotz Verlangens der Kasse nicht 
innerhalb einer von ihr gesetzten Frist fachärztlich untersuchen lässt oder das Ergebnis der Untersu-
chung nicht vorlegt. 5Für den Beginn der Erwerbsminderungsrente gilt § 9 Abs. 2 entsprechend. 
 

§ 18 Wie kommt die Versicherung zustande und wie ka nn sie geändert werden?  

(1) Die Versicherung kommt auf Antrag des/der Versicherungsnehmers/in in Textform mit Zugang des 
Versicherungsscheins zustande.  
 
(2) Abweichend von Absatz 1 kommt das Versicherungsverhältnis, das ein Arbeitgeber zugunsten 
seiner Beschäftigten zur Durchführung der Entgeltumwandlung begründen will, mit dem Eingang der 
Anmeldung bei uns zustande. ²In diesem Fall erhält der Versicherungsnehmer auch eine Versiche-
rungsbestätigung zur Weiterleitung an die/den Versicherte/n sowie – bei einer späteren Vertragsände-
rung – einen entsprechenden Nachtrag. 
 
(3) Änderungen der Versicherung muss der/die Versicherungsnehmer/in in Textform beantragen, 
soweit diese Bedingungen nichts anderes vorsehen. ²Über jede Änderung mit Ausnahme von Bei-
tragsänderungen erhält der/die Versicherungsnehmer/in einen Nachtrag zum Versicherungsschein. 
 

§ 19 Wann beginnt Ihr Versicherungsschutz?  
1Ihre Versicherung beginnt frühestens mit dem Ersten des Monats, in dem der Antrag eingegangen ist. 
2Zu diesem Zeitpunkt muss das Beschäftigungsverhältnis bestehen. 3Ihr Versicherungsschutz tritt mit 
Eingang der ersten Zahlung bei uns ein. 
 

§ 20 Wann stellen wir Ihre Versicherung beitragsfre i? 

(1) Wir stellen die Versicherung in folgenden Fällen beitragsfrei: 
• auf Erklärung des/der Versicherungsnehmers/in in Textform mit Wirkung für die Zukunft zum Ende 

eines Kalendermonats; 
• wenn für ein volles Kalenderjahr kein Beitrag gezahlt wurde; 
• mit Beendigung Ihres Beschäftigungsverhältnisses zu unserem Mitglied; 
• im Falle einer Kündigung des Versicherungsvertrages durch den Arbeitgeber als Versicherungs-

nehmer. 
 
(2) 1Vom Zeitpunkt der Beitragsfreistellung an entfällt die Verpflichtung des/der Versicherungsneh-
mers/in Beiträge zu zahlen; die bis dahin erworbene Anwartschaft bleibt erhalten. ²Durch Entrichtung 
neuer Beiträge kann die Versicherung mit unserer Zustimmung wieder aufleben. 
 

§ 21 Wie können Sie Ihre Versicherung fortführen? 

(1) Sie können die Versicherung als Versicherungsnehmer/in mit eigenen Beiträgen fortführen, wenn 
und solange Sie bei bestehendem Beschäftigungsverhältnis kein Arbeitsentgelt von Ihrem Arbeitgeber 
beziehen oder Ihr Beschäftigungsverhältnis bei diesem Arbeitgeber beendet ist. 
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(2) Nach Ende des Beschäftigungsverhältnisses oder bei Wirksamwerden der Kündigung der Versi-
cherung durch Ihren Arbeitgeber (siehe § 22) können Sie die Fortführung innerhalb einer Ausschluss-
frist von drei Monaten beantragen. 
 

§ 22 Wie kann die Versicherung gekündigt werden? 

(1) Der/die Versicherungsnehmer/in kann die Versich erung zum Ende des Beschäftigungsver-
hältnisses oder mit einer Frist von drei Monaten zu m Ende eines Kalendervierteljahres  in 
Textform kündigen. 
 
(2) 1Im Falle der Kündigung behalten Sie Ihre bis zur Kü ndigung erworbene Anwartschaft, 
wenn der/die Versicherungsnehmer/in nicht deren Abf indung beantragt. ²Im Rahmen dieser 
Abfindung erhalten Sie das gebildete Kapital zu 90 % – abzüglich einer etwaigen staatlichen 
Förderung –. ³Auf das Recht, diese Abfindung zu ver langen, kann der/die Versicherungsneh-
mer/in bei Vertragsabschluss verzichten. 
 
(3) Das Recht, bei einem Arbeitgeberwechsel stattde ssen zu verlangen, dass der Wert der 
erworbenen unverfallbaren Anwartschaft im Rahmen de r betrieblichen Altersversorgung, 
übertragen wird (§ 4 BetrAVG), bleibt unberührt. 
 
(4) Ist ein Versorgungsausgleich durchgeführt worde n, so ist dies in entsprechender Anwen-
dung von § 15 Satz 4 zu berücksichtigen. 
 

§ 23 Welche Bedeutung hat der Versicherungsnachweis ? 

(1) Sie erhalten jeweils nach Ablauf des Kalenderjahres einen Nachweis über Ihre bis dahin insge-
samt erworbene Rentenanwartschaft.  
 
(2) 1Beanstandungen, dass Ihre Beiträge oder die Überschussbeteiligung nicht oder nicht vollständig 
in Ihrem Nachweis enthalten sind, machen Sie bitte innerhalb von sechs Monaten in Textform gegen-
über der Kasse geltend. ²Beanstandungen hinsichtlich der vom Arbeitgeber abgeführten Beiträge sind 
unmittelbar gegenüber diesem geltend zu machen. 
 

§ 24 Was haben Sie bei der Beitragszahlung zu beach ten? 

(1) 1Den Beitrag kann der/die Versicherungsnehmer/in grundsätzlich frei bestimmen. ²Einmalige 
Sonderzahlungen kann die Kasse zulassen. ³Sie gelten als genehmigt, wenn die Kasse nicht inner-
halb einer Frist von sechs Wochen nach Gutschrift bei ihr widerspricht. 
 
(2) 1Der jeweilige Beitrag muss bis zum Ende des Monats, für den er zu entrichten ist, bei der Kasse 
gutgeschrieben sein. ²Altersvorsorgezulagen werden mit ihrer Gutschrift bei der Kasse als Beiträge 
berücksichtigt. 
 
(3) 1Während der Beschäftigung führt Ihr Arbeitgeber die Beiträge zum Fälligkeitszeitpunkt an die 
Kasse ab. 2Wenn Sie kein Arbeitsentgelt beziehen oder Ihr Beschäftigungsverhältnis bei Ihrem 
Arbeitgeber beendet ist, zieht die Kasse die Beiträge im Wege des Lastschriftverfahrens ein. 3Die 
Kasse kann die Entgegennahme von Beiträgen zurückweisen, wenn nicht die von ihr angegebenen 
Buchungsschlüssel auf dem Überweisungsträger verwendet werden. 
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(4) 1Beitragszahlungen können nur bis zum Beginn der Rente geleistet werden. 2Ab dem vollendeten 
67. Lebensjahr sind Beitragszahlungen nur mit Zustimmung der Kasse und längstens bis zur Vollen-
dung des 70. Lebensjahres möglich. 

 

§ 25 Was haben Sie uns mitzuteilen? 

Mitteilungspflichten von Versicherten und Versicher ungsnehmern 
(1) Mitzuteilen ist unverzüglich das Ende des Beschäftigungsverhältnisses sowie jede Änderung der 
Anschrift der/des Versicherten (Wohnsitz oder dauernder Aufenthalt) und jede Änderung, die zu einer 
Minderung oder zum Wegfall des Zulagenanspruchs nach dem Einkommensteuergesetz („Riester-
Rente“) führt, insbesondere: 
• der Wegfall des Bezuges des Kindergeldes, 
• die Änderung der Zuordnung der Kinderzulage, 
• der Abschluss von weiteren Altersvorsorgeverträgen und 
• die Aufgabe des inländischen Wohnsitzes. 
 
(2) 1Der Kasse ist auch unverzüglich mitzuteilen, wenn Sie bei fortbestehendem Arbeitsverhältnis kein 
Arbeitsentgelt mehr erhalten (z.B. bei Elternzeit oder Bezug von Krankengeld). ²Gleiches gilt für die 
Beendigung der eheähnlichen Lebensgemeinschaft und/oder der gemeinsamen Haushaltsführung. 
 
Mitteilungspflichten von Rentenberechtigten 
(3) Jede Verlegung des Wohnsitzes oder dauernden Aufenthalts und jede Änderung von Verhältnis-
sen, die den Rentenanspruch dem Grunde oder der Höhe nach berührt, ist unverzüglich  in Textform 
mitzuteilen, bei Waisenrenten insbesondere: 
 

• die Umwandlung einer Halb- in eine Vollwaisenrente, 
• der Beginn und das Ende eines freiwilligen Wehrdienstes, 
• wenn das 18. Lebensjahr vollendet ist, das Ende der Schul- oder Berufsausbildung oder eines 

freiwilligen sozialen Jahres, eines Bundesfreiwilligendienstes oder der Wegfall der Unterhalts-
bedürftigkeit. 

 
(4) Innerhalb einer von der Kasse gesetzten Frist müssen auf Anforderung Auskünfte erteilt und die 
erforderlichen Nachweise sowie Lebensbescheinigungen vorgelegt werden. 
(5) Kommt die/der Rentenberechtigte ihren/seinen Mitteilungs-, Auskunfts- oder Nachweispflichten 
nicht nach, kann die Kasse die Rente zurückbehalten. 
(6) 1Ohne Rechtsgrund gezahlte Renten sind zurückzuzahlen. ²Überzahlungen sind zu erstatten oder 
können von der Kasse mit künftigen Leistungen verrechnet werden. ³Bei einer Verletzung von Anzei-
gepflichten kann sich die/der Rentenberechtigte nicht auf den Wegfall der Bereicherung berufen. 
 

§ 26 Welche Verjährungsfristen sind zu beachten? 
1Ansprüche aus der Versicherung können nur innerhalb von drei Jahren in Textform geltend gemacht 
werden; dies gilt auch für Beanstandungen, dass die Kapitalauszahlung, die monatliche Rente, eine 
Rentennachzahlung, eine Abfindung oder eine Beitragsrückzahlung nicht oder nicht in der geschulde-
ten Höhe gezahlt worden sei. 2Die Frist beginnt mit dem Ende des Jahres, in dem der Anspruch 
entstanden ist. 3Sie ist gehemmt, solange auf die Beanstandung hin noch keine Entscheidung der 
Kasse ergangen ist.  
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§ 27 Wer ist für Klagen zuständig? 

(1) 1Klagen können beim zuständigen ordentlichen Gericht (Amts-/Landgericht) am Sitz der Kasse in 
Kassel erhoben werden. ²Versicherungsnehmer/innen, Versicherte oder Rentenberichtigte können 
ihre Ansprüche auch bei dem Gericht geltend machen, in dessen Bezirk der/die Versicherungsneh-
mer/in, Versicherte oder Rentenberechtigte ihren/seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen 
ihren/seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat; bei Klagen der Kasse ist dieses Gericht - vorbehaltlich 
nachstehender Ausnahmen - immer zuständig. 
 
(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 ist der Gerichtsstand Kassel, wenn der/die Versicherungsneh-
mer/in, Versicherte oder Rentenberechtigte nach Beginn der KVK ZusatzRentePlus ihren/seinen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb der Bundesrepublik Deutschland verlegt oder der 
Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist. 
 

§ 28 Welches Recht findet auf Ihren Vertrag Anwendu ng? 
1Auf Ihren Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung. ²Vertragssprache ist 
deutsch. 
 

§ 29 Welche Bestimmungen können geändert werden? 

(1) Änderungen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen bedürfen der Genehmigung der Auf-
sicht. 
(2) Änderungen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen über Beginn und Ende der KVK Zu-
satzRentePlus (§§ 19 bis 22), die Art und Höhe der Leistungen (§§ 1 bis 6, 11), die Rente (§§ 9 und 
10, 12 bis 14), die Abfindung (§ 15), die Nichtsozialversicherten (§ 17), die Verfahrensvorschriften (§§ 
18, 23, 25 bis 28), die Beitragszahlung (§ 24) sowie die Überschussbeteiligung (§ 8) haben auch 
Wirksamkeit für bestehende KVK ZusatzRentePlus-Verträge.  
 
Dies setzt voraus, dass die Änderungen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erforderlich sind 
 

a) wegen einer Änderung von Gesetzen, auf denen die Versicherungsbedingungen beruhen, 
b) wegen einer Änderung des Tarifvertrags über die betriebliche Altersversorgung der Be-

schäftigten des öffentlichen Dienstes 
c) wegen einer nachträglichen Veränderung des Leistungsbedarfs unter den Voraussetzungen 

des § 163 VVG oder 
d) weil eine Bestimmung durch höchstrichterliche Entscheidung oder bestandskräftigen Ver-

waltungsakt für unwirksam erklärt worden ist und die Voraussetzungen des § 164 Abs. 1 
VVG erfüllt sind. 

 
Sofern die Voraussetzungen des § 163 VVG erfüllt sind, erfolgt statt einer Erhöhung der Prämien stets 
eine Anpassung der Versicherungsleistungen gemäß § 163 Abs. 2 VVG.  
 
(3) Die neuen Versicherungsbedingungen sollen den geänderten rechtlich und wirtschaftlich weitge-
hend entsprechen. 2Sie müssen die Belange der Versicherten unter Wahrung des Vertragsziels 
angemessen berücksichtigen. berücksichtigen. 
 
 
 
 
 



 

 17

Gesetzestexte Stand Mai 2015  

 
§ 32 Abs. 1 bis 5Einkommensteuergesetz (EStG) 
 

(1) Kinder sind  
1. 

im ersten Grad mit dem Steuerpflichtigen verwandte Kinder, 

2. 
Pflegekinder (Personen, mit denen der Steuerpflichtige durch ein familienähnliches, auf länge-
re Dauer berechnetes Band verbunden ist, sofern er sie nicht zu Erwerbszwecken in seinen 
Haushalt aufgenommen hat und das Obhuts- und Pflegeverhältnis zu den Eltern nicht mehr 
besteht). 

(2) 1Besteht bei einem angenommenen Kind das Kindschaftsverhältnis zu den leiblichen Eltern weiter, 
ist es vorrangig als angenommenes Kind zu berücksichtigen. 2Ist ein im ersten Grad mit dem Steuer-
pflichtigen verwandtes Kind zugleich ein Pflegekind, ist es vorrangig als Pflegekind zu berücksichtigen. 
(3) Ein Kind wird in dem Kalendermonat, in dem es lebend geboren wurde, und in jedem folgenden 
Kalendermonat, zu dessen Beginn es das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, berücksichtigt. 

(4) 1Ein Kind, das das 18. Lebensjahr vollendet hat, wird berücksichtigt, wenn es  
1. 

noch nicht das 21. Lebensjahr vollendet hat, nicht in einem Beschäftigungsverhältnis steht 
und bei einer Agentur für Arbeit im Inland als Arbeitsuchender gemeldet ist oder 

2. 

noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet hat und  
a) 
für einen Beruf ausgebildet wird oder 

b) 
sich in einer Übergangszeit von höchstens vier Monaten befindet, die zwischen zwei Ausbil-
dungsabschnitten oder zwischen einem Ausbildungsabschnitt und der Ableistung des gesetz-
lichen Wehr- oder Zivildienstes, einer vom Wehr- oder Zivildienst befreienden Tätigkeit als 
Entwicklungshelfer oder als Dienstleistender im Ausland nach § 14b des Zivildienstgesetzes 
oder der Ableistung des freiwilligen Wehrdienstes nach § 58b des Soldatengesetzes oder der 
Ableistung eines freiwilligen Dienstes im Sinne des Buchstaben d liegt, oder 

c) 
eine Berufsausbildung mangels Ausbildungsplatzes nicht beginnen oder fortsetzen kann oder 

d) 
ein freiwilliges soziales Jahr oder ein freiwilliges ökologisches Jahr im Sinne des Jugendfrei-
willigendienstegesetzes oder einen Freiwilligendienst im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 
1288/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 zur Einrich-
tung von „Erasmus+“, dem Programm der Union für allgemeine und berufliche Bildung, Ju-
gend und Sport, und zur Aufhebung der Beschlüsse Nr. 1719/2006/EG, Nr. 1720/2006/EG 
und Nr. 1298/2008/EG (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 50) oder einen anderen Dienst im Aus-
land im Sinne von § 5 des Bundesfreiwilligendienstgesetzes oder einen entwicklungspoliti-
schen Freiwilligendienst „weltwärts“ im Sinne der Richtlinie des Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung vom 1. August 2007 (BAnz. 2008 S. 1297) oder 
einen Freiwilligendienst aller Generationen im Sinne von § 2 Absatz 1a des Siebten Buches 
Sozialgesetzbuch oder einen Internationalen Jugendfreiwilligendienst im Sinne der Richtlinie 
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend vom 20. Dezember 2010 
(GMBl S. 1778) oder einen Bundesfreiwilligendienst im Sinne des Bundesfreiwilligendienstge-
setzes leistet oder 
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3. 
wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung außerstande ist, sich selbst zu un-
terhalten; Voraussetzung ist, dass die Behinderung vor Vollendung des 25. Lebensjahres ein-
getreten ist. 

2Nach Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung oder eines Erststudiums wird ein Kind in den 
Fällen des Satzes 1 Nummer 2 nur berücksichtigt, wenn das Kind keiner Erwerbstätigkeit nachgeht. 
3Eine Erwerbstätigkeit mit bis zu 20 Stunden regelmäßiger wöchentlicher Arbeitszeit, ein Ausbildungs-
dienstverhältnis oder ein geringfügiges Beschäftigungsverhältnis im Sinne der §§ 8 und 8a des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch sind unschädlich. 

(5) 1In den Fällen des Absatzes 4 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 Buchstabe a und b wird ein Kind, 
das  
1. 

den gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zivildienst geleistet hat, oder 

2. 
sich anstelle des gesetzlichen Grundwehrdienstes freiwillig für die Dauer von nicht mehr als 
drei Jahren zum Wehrdienst verpflichtet hat, oder 

3. 
eine vom gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zivildienst befreiende Tätigkeit als Entwick-
lungshelfer im Sinne des § 1 Absatz 1 des Entwicklungshelfer-Gesetzes ausgeübt hat, 

für einen der Dauer dieser Dienste oder der Tätigkeit entsprechenden Zeitraum, höchstens für die 
Dauer des inländischen gesetzlichen Grundwehrdienstes oder bei anerkannten Kriegsdienstverweige-
rern für die Dauer des inländischen gesetzlichen Zivildienstes über das 21. oder 25. Lebensjahr 
hinaus berücksichtigt. 2Wird der gesetzliche Grundwehrdienst oder Zivildienst in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder einem Staat, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirt-
schaftsraum Anwendung findet, geleistet, so ist die Dauer dieses Dienstes maßgebend. 3Absatz 4 
Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 
 
 
 
§ 10 a EStG 
 

(1) 1In der inländischen gesetzlichen Rentenversicherung Pflichtversicherte können Altersvorsorgebei-
träge (§ 82) zuzüglich der dafür nach Abschnitt XI zustehenden Zulage jährlich bis zu 2 100 Euro als 
Sonderausgaben abziehen; das Gleiche gilt für  
1. 

Empfänger von inländischer Besoldung nach dem Bundesbesoldungsgesetz oder einem Lan-
desbesoldungsgesetz, 

2. 
Empfänger von Amtsbezügen aus einem inländischen Amtsverhältnis, deren Versorgungs-
recht die entsprechende Anwendung des § 69e Absatz 3 und 4 des Beamtenversorgungsge-
setzes vorsieht, 

3. 
die nach § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch versi-
cherungsfrei Beschäftigten, die nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 oder nach § 230 Absatz 2 
Satz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch von der Versicherungspflicht befreiten Be-
schäftigten, deren Versorgungsrecht die entsprechende Anwendung des § 69e Absatz 3 und 
4 des Beamtenversorgungsgesetzes vorsieht, 

4. 
Beamte, Richter, Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit, die ohne Besoldung beurlaubt sind, 
für die Zeit einer Beschäftigung, wenn während der Beurlaubung die Gewährleistung einer 
Versorgungsanwartschaft unter den Voraussetzungen des § 5 Absatz 1 Satz 1 des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch auf diese Beschäftigung erstreckt wird, und 
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5. 
Steuerpflichtige im Sinne der Nummern 1 bis 4, die beurlaubt sind und deshalb keine Besol-
dung, Amtsbezüge oder Entgelt erhalten, sofern sie eine Anrechnung von Kindererziehungs-
zeiten nach § 56 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch in Anspruch nehmen könnten, wenn 
die Versicherungsfreiheit in der inländischen gesetzlichen Rentenversicherung nicht bestehen 
würde, 

wenn sie spätestens bis zum Ablauf des zweiten Kalenderjahres, das auf das Beitragsjahr (§ 88) folgt, 
gegenüber der zuständigen Stelle (§ 81a) schriftlich eingewilligt haben, dass diese der zentralen Stelle 
(§ 81) jährlich mitteilt, dass der Steuerpflichtige zum begünstigten Personenkreis gehört, dass die 
zuständige Stelle der zentralen Stelle die für die Ermittlung des Mindesteigenbeitrags (§ 86) und die 
Gewährung der Kinderzulage (§ 85) erforderlichen Daten übermittelt und die zentrale Stelle diese 
Daten für das Zulageverfahren verwenden darf. 2Bei der Erteilung der Einwilligung ist der Steuerpflich-
tige darauf hinzuweisen, dass er die Einwilligung vor Beginn des Kalenderjahres, für das sie erstmals 
nicht mehr gelten soll, gegenüber der zuständigen Stelle widerrufen kann. 3Versicherungspflichtige 
nach dem Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte stehen Pflichtversicherten gleich; dies gilt 
auch für Personen, die  
1. 

eine Anrechnungszeit nach § 58 Absatz 1 Nummer 3 oder Nummer 6 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch in der gesetzlichen Rentenversicherung erhalten und 

2. 
unmittelbar vor einer Anrechnungszeit nach § 58 Absatz 1 Nummer 3 oder Nummer 6 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch einer der im ersten Halbsatz, in Satz 1 oder in Satz 4 ge-
nannten begünstigten Personengruppen angehörten. 

4Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Steuerpflichtige, die nicht zum begünstigten Personen-
kreis nach Satz 1 oder 3 gehören und eine Rente wegen voller Erwerbsminderung oder Erwerbsunfä-
higkeit oder eine Versorgung wegen Dienstunfähigkeit aus einem der in Satz 1 oder 3 genannten 
Alterssicherungssysteme beziehen, wenn unmittelbar vor dem Bezug der entsprechenden Leistungen 
der Leistungsbezieher einer der in Satz 1 oder 3 genannten begünstigten Personengruppen angehör-
te; dies gilt nicht, wenn der Steuerpflichtige das 67. Lebensjahr vollendet hat. 5Bei der Ermittlung der 
dem Steuerpflichtigen zustehenden Zulage nach Satz 1 bleibt die Erhöhung der Grundzulage nach § 
84 Satz 2 außer Betracht. 
(1a) 1Sofern eine Zulagenummer (§ 90 Absatz 1 Satz 2) durch die zentrale Stelle oder eine Versiche-
rungsnummer nach § 147 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch noch nicht vergeben ist, haben die 
in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 5 genannten Steuerpflichtigen über die zuständige Stelle eine 
Zulagenummer bei der zentralen Stelle zu beantragen. 2Für Empfänger einer Versorgung im Sinne 
des Absatzes 1 Satz 4 gilt Satz 1 entsprechend. 
(2) 1Ist der Sonderausgabenabzug nach Absatz 1 für den Steuerpflichtigen günstiger als der Anspruch 
auf die Zulage nach Abschnitt XI, erhöht sich die unter Berücksichtigung des Sonderausgabenabzugs 
ermittelte tarifliche Einkommensteuer um den Anspruch auf Zulage. 2In den anderen Fällen scheidet 
der Sonderausgabenabzug aus. 3Die Günstigerprüfung wird von Amts wegen vorgenommen. 
(2a) 1Der Sonderausgabenabzug setzt voraus, dass der Steuerpflichtige gegenüber dem Anbieter 
(übermittelnde Stelle) in die Datenübermittlung nach Absatz 5 Satz 1 eingewilligt hat. 2§ 10 Absatz 2a 
Satz 1 bis Satz 3 gilt entsprechend. 3In den Fällen des Absatzes 3 Satz 2 und 5 ist die Einwilligung 
nach Satz 1 von beiden Ehegatten abzugeben. 4Hat der Zulageberechtigte den Anbieter nach § 89 
Absatz 1a bevollmächtigt oder liegt dem Anbieter ein Zulageantrag nach § 89 Absatz 1 vor, gilt die 
Einwilligung nach Satz 1 für das jeweilige Beitragsjahr als erteilt. 
(3) 1Der Abzugsbetrag nach Absatz 1 steht im Fall der Veranlagung von Ehegatten nach § 26 Absatz 
1 jedem Ehegatten unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 gesondert zu. 2Gehört nur ein Ehegat-
te zu dem nach Absatz 1 begünstigten Personenkreis und ist der andere Ehegatte nach § 79 Satz 2 
zulageberechtigt, sind bei dem nach Absatz 1 abzugsberechtigten Ehegatten die von beiden Ehegat-
ten geleisteten Altersvorsorgebeiträge und die dafür zustehenden Zulagen bei der Anwendung der 
Absätze 1 und 2 zu berücksichtigen. 3Der Höchstbetrag nach Absatz 1 Satz 1 erhöht sich in den 
Fällen des Satzes 2 um 60 Euro. 4Dabei sind die von dem Ehegatten, der zu dem nach Absatz 1 
begünstigten Personenkreis gehört, geleisteten Altersvorsorgebeiträge vorrangig zu berücksichtigen, 
jedoch mindestens 60 Euro der von dem anderen Ehegatten geleisteten Altersvorsorgebeiträge. 
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5Gehören beide Ehegatten zu dem nach Absatz 1 begünstigten Personenkreis und liegt ein Fall der 
Veranlagung nach § 26 Absatz 1 vor, ist bei der Günstigerprüfung nach Absatz 2 der Anspruch auf 
Zulage beider Ehegatten anzusetzen. 
(4) 1Im Fall des Absatzes 2 Satz 1 stellt das Finanzamt die über den Zulageanspruch nach Abschnitt 
XI hinausgehende Steuerermäßigung gesondert fest und teilt diese der zentralen Stelle (§ 81) mit; § 
10d Absatz 4 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. 2Sind Altersvorsorgebeiträge zugunsten von mehreren 
Verträgen geleistet worden, erfolgt die Zurechnung im Verhältnis der nach Absatz 1 berücksichtigten 
Altersvorsorgebeiträge. 3Ehegatten ist der nach Satz 1 festzustellende Betrag auch im Fall der 
Zusammenveranlagung jeweils getrennt zuzurechnen; die Zurechnung erfolgt im Verhältnis der nach 
Absatz 1 berücksichtigten Altersvorsorgebeiträge. 4Werden Altersvorsorgebeiträge nach Absatz 3 
Satz 2 berücksichtigt, die der nach § 79 Satz 2 zulageberechtigte Ehegatte zugunsten eines auf 
seinen Namen lautenden Vertrages geleistet hat, ist die hierauf entfallende Steuerermäßigung dem 
Vertrag zuzurechnen, zu dessen Gunsten die Altersvorsorgebeiträge geleistet wurden. 5Die Übermitt-
lung an die zentrale Stelle erfolgt unter Angabe der Vertragsnummer und der Identifikationsnummer (§ 
139b der Abgabenordnung) sowie der Zulage- oder Versicherungsnummer nach § 147 des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch. 
(5) 1Die übermittelnde Stelle hat bei Vorliegen einer Einwilligung nach Absatz 2a die Höhe der im 
jeweiligen Beitragsjahr zu berücksichtigenden Altersvorsorgebeiträge unter Angabe der Vertragsda-
ten, des Datums der Einwilligung nach Absatz 2a, der Identifikationsnummer (§ 139b der Abgaben-
ordnung) sowie der Zulage- oder der Versicherungsnummer nach § 147 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung an die 
zentrale Stelle bis zum 28. Februar des dem Beitragsjahr folgenden Kalenderjahres zu übermitteln. 2§ 
10 Absatz 2a Satz 6 bis 8 und § 22a Absatz 2 gelten entsprechend. 3Die Übermittlung erfolgt auch 
dann, wenn im Fall der mittelbaren Zulageberechtigung keine Altersvorsorgebeiträge geleistet worden 
sind. 4Die übrigen Voraussetzungen für den Sonderausgabenabzug nach den Absätzen 1 bis 3 
werden im Wege der Datenerhebung und des automatisierten Datenabgleichs nach § 91 überprüft. 
5Erfolgt eine Datenübermittlung nach Satz 1 und wurde noch keine Zulagenummer (§ 90 Absatz 1 
Satz 2) durch die zentrale Stelle oder keine Versicherungsnummer nach § 147 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch vergeben, gilt § 90 Absatz 1 Satz 2 und 3 entsprechend. 

(6) 1Für die Anwendung der Absätze 1 bis 5 stehen den in der inländischen gesetzlichen Rentenversi-
cherung Pflichtversicherten nach Absatz 1 Satz 1 die Pflichtmitglieder in einem ausländischen gesetz-
lichen Alterssicherungssystem gleich, wenn diese Pflichtmitgliedschaft  
1. 

mit einer Pflichtmitgliedschaft in einem inländischen Alterssicherungssystem nach Absatz 1 
Satz 1 oder 3 vergleichbar ist und 

2. 
vor dem 1. Januar 2010 begründet wurde. 

2Für die Anwendung der Absätze 1 bis 5 stehen den Steuerpflichtigen nach Absatz 1 Satz 4 die 
Personen gleich,  
1. 

die aus einem ausländischen gesetzlichen Alterssicherungssystem eine Leistung erhalten, die 
den in Absatz 1 Satz 4 genannten Leistungen vergleichbar ist, 

2. 
die unmittelbar vor dem Bezug der entsprechenden Leistung nach Satz 1 oder Absatz 1 Satz 
1 oder 3 begünstigt waren und 

3. 
die noch nicht das 67. Lebensjahr vollendet haben. 

3Als Altersvorsorgebeiträge (§ 82) sind bei den in Satz 1 oder 2 genannten Personen nur diejenigen 
Beiträge zu berücksichtigen, die vom Abzugsberechtigten zugunsten seines vor dem 1. Januar 2010 
abgeschlossenen Vertrags geleistet wurden. 4Endet die unbeschränkte Steuerpflicht eines Zulagebe-
rechtigten im Sinne des Satzes 1 oder 2 durch Aufgabe des inländischen Wohnsitzes oder gewöhnli-
chen Aufenthalts und wird die Person nicht nach § 1 Absatz 3 als unbeschränkt einkommensteuer-
pflichtig behandelt, so gelten die §§ 93 und 94 entsprechend; § 95 Absatz 2 und 3 und § 99 Absatz 1 
in der am 31. Dezember 2008 geltenden Fassung sind anzuwenden. 
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§ 79 EStG 
 
1Die in § 10a Absatz 1 genannten Personen haben Anspruch auf eine Altersvorsorgezulage (Zulage). 
2Ist nur ein Ehegatte nach Satz 1 begünstigt, so ist auch der andere Ehegatte zulageberechtigt, wenn  
1. 

beide Ehegatten nicht dauernd getrennt leben (§ 26 Absatz 1), 

2. 
beide Ehegatten ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in einem Mitgliedstaat der Eu-
ropäischen Union oder einem Staat haben, auf den das Abkommen über den Europäischen 
Wirtschaftsraum anwendbar ist, 

3. 
ein auf den Namen des anderen Ehegatten lautender Altersvorsorgevertrag besteht, 

4. 
der andere Ehegatte zugunsten des Altersvorsorgevertrags nach Nummer 3 im jeweiligen Bei-
tragsjahr mindestens 60 Euro geleistet hat und 

5. 
die Auszahlungsphase des Altersvorsorgevertrags nach Nummer 3 noch nicht begonnen hat. 

3Satz 1 gilt entsprechend für die in § 10a Absatz 6 Satz 1 und 2 genannten Personen, sofern sie 
unbeschränkt steuerpflichtig sind oder für das Beitragsjahr nach § 1 Absatz 3 als unbeschränkt 
steuerpflichtig behandelt werden. 
 
 
§ 3 Betriebsrentengesetz (BetrAVG) 
Abfindung 

(1) Unverfallbare Anwartschaften im Falle der Beendigung des Arbeitsverhältnisses und laufende 
Leistungen dürfen nur unter den Voraussetzungen der folgenden Absätze abgefunden werden. 

(2) Der Arbeitgeber kann eine Anwartschaft ohne Zustimmung des Arbeitnehmers abfinden, wenn der 
Monatsbetrag der aus der Anwartschaft resultierenden laufenden Leistung bei Erreichen der vorgese-
henen Altersgrenze 1 vom Hundert, bei Kapitalleistungen zwölf Zehntel der monatlichen Bezugsgröße 
nach § 18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch nicht übersteigen würde. Dies gilt entsprechend für 
die Abfindung einer laufenden Leistung. Die Abfindung ist unzulässig, wenn der Arbeitnehmer von 
seinem Recht auf Übertragung der Anwartschaft Gebrauch macht. 

(3) Die Anwartschaft ist auf Verlangen des Arbeitnehmers abzufinden, wenn die Beiträge zur gesetzli-
chen Rentenversicherung erstattet worden sind. 

(4) Der Teil der Anwartschaft, der während eines Insolvenzverfahrens erdient worden ist, kann ohne 
Zustimmung des Arbeitnehmers abgefunden werden, wenn die Betriebstätigkeit vollständig eingestellt 
und das Unternehmen liquidiert wird. 

(5) Für die Berechnung des Abfindungsbetrages gilt § 4 Abs. 5 entsprechend. 

(6) Die Abfindung ist gesondert auszuweisen und einmalig zu zahlen. 
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§ 4 Betriebsrentengesetz (BetrAVG) 
Übertragung 

(1) Unverfallbare Anwartschaften und laufende Leistungen dürfen nur unter den Voraussetzungen der 
folgenden Absätze übertragen werden. 

(2) Nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses kann im Einvernehmen des ehemaligen mit dem neuen 
Arbeitgeber sowie dem Arbeitnehmer 

 
1. die Zusage vom neuen Arbeitgeber übernommen werden oder 

 
2. 

der Wert der vom Arbeitnehmer erworbenen unverfallbaren Anwartschaft auf betriebliche Alters-
versorgung (Übertragungswert) auf den neuen Arbeitgeber übertragen werden, wenn dieser eine 
wertgleiche Zusage erteilt; für die neue Anwartschaft gelten die Regelungen über Entgeltum-
wandlung entsprechend. 

(3) Der Arbeitnehmer kann innerhalb eines Jahres nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses von 
seinem ehemaligen Arbeitgeber verlangen, dass der Übertragungswert auf den neuen Arbeitgeber 
übertragen wird, wenn 

 
1. 

die betriebliche Altersversorgung über einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine 
Direktversicherung durchgeführt worden ist und 

 
2. 

der Übertragungswert die Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung 
nicht übersteigt. 

Der Anspruch richtet sich gegen den Versorgungsträger, wenn der ehemalige Arbeitgeber die versi-
cherungsförmige Lösung nach § 2 Abs. 2 oder 3 gewählt hat oder soweit der Arbeitnehmer die 
Versicherung oder Versorgung mit eigenen Beiträgen fortgeführt hat. Der neue Arbeitgeber ist ver-
pflichtet, eine dem Übertragungswert wertgleiche Zusage zu erteilen und über einen Pensionsfonds, 
eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung durchzuführen. Für die neue Anwartschaft gelten 
die Regelungen über Entgeltumwandlung entsprechend. 

(4) Wird die Betriebstätigkeit eingestellt und das Unternehmen liquidiert, kann eine Zusage von einer 
Pensionskasse oder einem Unternehmen der Lebensversicherung ohne Zustimmung des Arbeitneh-
mers oder Versorgungsempfängers übernommen werden, wenn sichergestellt ist, dass die Über-
schussanteile ab Rentenbeginn entsprechend § 16 Abs. 3 Nr. 2 verwendet werden. § 2 Abs. 2 Satz 4 
bis 6 gilt entsprechend. 

(5) Der Übertragungswert entspricht bei einer unmittelbar über den Arbeitgeber oder über eine 
Unterstützungskasse durchgeführten betrieblichen Altersversorgung dem Barwert der nach § 2 
bemessenen künftigen Versorgungsleistung im Zeitpunkt der Übertragung; bei der Berechnung des 
Barwerts sind die Rechnungsgrundlagen sowie die anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik 
maßgebend. Soweit die betriebliche Altersversorgung über einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse 
oder eine Direktversicherung durchgeführt worden ist, entspricht der Übertragungswert dem gebilde-
ten Kapital im Zeitpunkt der Übertragung. 

(6) Mit der vollständigen Übertragung des Übertragungswerts erlischt die Zusage des ehemaligen 
Arbeitgebers. 
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§ 43 Sozialgesetzbuch VI (SGB VI)  
Rente wegen Erwerbsminderung  
 

(1) Versicherte haben bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen teilweiser 
Erwerbsminderung, wenn sie  
1. 

teilweise erwerbsgemindert sind, 

2. 
in den letzten fünf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre Pflichtbeiträge für eine 
versicherte Beschäftigung oder Tätigkeit haben und 

3. 
vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfüllt haben. 

Teilweise erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht 
absehbare Zeit außerstande sind, unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes 
mindestens sechs Stunden täglich erwerbstätig zu sein. 

(2) Versicherte haben bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen voller 
Erwerbsminderung, wenn sie  
1. 

voll erwerbsgemindert sind, 

2. 
in den letzten fünf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre Pflichtbeiträge für eine 
versicherte Beschäftigung oder Tätigkeit haben und 

3. 
vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfüllt haben. 

Voll erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare 
Zeit außerstande sind, unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens 
drei Stunden täglich erwerbstätig zu sein. Voll erwerbsgemindert sind auch  
1. 

Versicherte nach § 1 Satz 1 Nr. 2, die wegen Art oder Schwere der Behinderung nicht auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt tätig sein können, und 

2. 
Versicherte, die bereits vor Erfüllung der allgemeinen Wartezeit voll erwerbsgemindert waren, 
in der Zeit einer nicht erfolgreichen Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt. 

(3) Erwerbsgemindert ist nicht, wer unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes 
mindestens sechs Stunden täglich erwerbstätig sein kann; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage 
nicht zu berücksichtigen. 

(4) Der Zeitraum von fünf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung verlängert sich um folgende 
Zeiten, die nicht mit Pflichtbeiträgen für eine versicherte Beschäftigung oder Tätigkeit belegt sind:  
1. 

Anrechnungszeiten und Zeiten des Bezugs einer Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit, 

2. 
Berücksichtigungszeiten, 

3. 
Zeiten, die nur deshalb keine Anrechnungszeiten sind, weil durch sie eine versicherte Be-
schäftigung oder selbständige Tätigkeit nicht unterbrochen ist, wenn in den letzten sechs Ka-
lendermonaten vor Beginn dieser Zeiten wenigstens ein Pflichtbeitrag für eine versicherte Be-
schäftigung oder Tätigkeit oder eine Zeit nach Nummer 1 oder 2 liegt, 
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4. 
Zeiten einer schulischen Ausbildung nach Vollendung des 17. Lebensjahres bis zu sieben 
Jahren, gemindert um Anrechnungszeiten wegen schulischer Ausbildung. 

(5) Eine Pflichtbeitragszeit von drei Jahren für eine versicherte Beschäftigung oder Tätigkeit ist nicht 
erforderlich, wenn die Erwerbsminderung aufgrund eines Tatbestandes eingetreten ist, durch den die 
allgemeine Wartezeit vorzeitig erfüllt ist. 
(6) Versicherte, die bereits vor Erfüllung der allgemeinen Wartezeit voll erwerbsgemindert waren und 
seitdem ununterbrochen voll erwerbsgemindert sind, haben Anspruch auf Rente wegen voller Er-
werbsminderung, wenn sie die Wartezeit von 20 Jahren erfüllt haben. 
 
 
§ 162 Gesetz über den Versicherungsvertrag VVG 
Tötung durch Leistungsberechtigten 

(1) Ist die Versicherung für den Fall des Todes eines anderen als des Versicherungsnehmers genom-
men, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer vorsätzlich 
durch eine widerrechtliche Handlung den Tod des anderen herbeiführt. 

(2) Ist ein Dritter als Bezugsberechtigter bezeichnet, gilt die Bezeichnung als nicht erfolgt, wenn der 
Dritte vorsätzlich durch eine widerrechtliche Handlung den Tod der versicherten Person herbeiführt. 

 
§ 163 Gesetz über den Versicherungsvertrag VVG 
Prämien- und Leistungsänderung 

(1) Der Versicherer ist zu einer Neufestsetzung der vereinbarten Prämie berechtigt, wenn 

 1. 
sich der Leistungsbedarf nicht nur vorübergehend und nicht voraussehbar gegenüber den 
Rechnungsgrundlagen der vereinbarten Prämie geändert hat, 

 
2. 

die nach den berichtigten Rechnungsgrundlagen neu festgesetzte Prämie angemessen und 
erforderlich ist, um die dauernde Erfüllbarkeit der Versicherungsleistung zu gewährleisten, und 

 
3. 

ein unabhängiger Treuhänder die Rechnungsgrundlagen und die Voraussetzungen der Nummern 
1 und 2 überprüft und bestätigt hat. 

Eine Neufestsetzung der Prämie ist insoweit ausgeschlossen, als die Versicherungsleistungen zum 
Zeitpunkt der Erst- oder Neukalkulation unzureichend kalkuliert waren und ein ordentlicher und 
gewissenhafter Aktuar dies insbesondere anhand der zu diesem Zeitpunkt verfügbaren statistischen 
Kalkulationsgrundlagen hätte erkennen müssen. 

(2) Der Versicherungsnehmer kann verlangen, dass an Stelle einer Erhöhung der Prämie nach Absatz 
1 die Versicherungsleistung entsprechend herabgesetzt wird. Bei einer prämienfreien Versicherung ist 
der Versicherer unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 zur Herabsetzung der Versicherungsleis-
tung berechtigt. 

(3) Die Neufestsetzung der Prämie und die Herabsetzung der Versicherungsleistung werden zu 
Beginn des zweiten Monats wirksam, der auf die Mitteilung der Neufestsetzung oder der Herabset-
zung und der hierfür maßgeblichen Gründe an den Versicherungsnehmer folgt. 

(4) Die Mitwirkung des Treuhänders nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 entfällt, wenn die Neufestsetzung oder 
die Herabsetzung der Versicherungsleistung der Genehmigung der Aufsichtsbehörde bedarf. 
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§ 164 Gesetz über den Versicherungsvertrag VVG 
Bedingungsanpassung 
 

(1) Ist eine Bestimmung in Allgemeinen Versicherungsbedingungen des Versicherers durch höchst-
richterliche Entscheidung oder durch bestandskräftigen Verwaltungsakt für unwirksam erklärt worden, 
kann sie der Versicherer durch eine neue Regelung ersetzen, wenn dies zur Fortführung des Vertrags 
notwendig ist oder wenn das Festhalten an dem Vertrag ohne neue Regelung für eine Vertragspartei 
auch unter Berücksichtigung der Interessen der anderen Vertragspartei eine unzumutbare Härte 
darstellen würde. Die neue Regelung ist nur wirksam, wenn sie unter Wahrung des Vertragsziels die 
Belange der Versicherungsnehmer angemessen berücksichtigt. 

(2) Die neue Regelung nach Absatz 1 wird zwei Wochen, nachdem die neue Regelung und die hierfür 
maßgeblichen Gründe dem Versicherungsnehmer mitgeteilt worden sind, Vertragsbestandteil. 

 
 
§ 30 Versorgungsausgleichsgesetz (VersAusglG) 
Schutz des Versorgungsträgers  

(1) Entscheidet das Familiengericht rechtskräftig über den Ausgleich und leistet der Versorgungsträger 
innerhalb einer bisher bestehenden Leistungspflicht an die bisher berechtigte Person, so ist er für eine 
Übergangszeit gegenüber der nunmehr auch berechtigten Person von der Leistungspflicht befreit. 
Satz 1 gilt für Leistungen des Versorgungsträgers an die Witwe oder den Witwer entsprechend. 

(2) Die Übergangszeit dauert bis zum letzten Tag des Monats, der dem Monat folgt, in dem der 
Versorgungsträger von der Rechtskraft der Entscheidung Kenntnis erlangt hat. 

(3) Bereicherungsansprüche zwischen der nunmehr auch berechtigten Person und der bisher berech-
tigten Person sowie der Witwe oder dem Witwer bleiben unberührt. 

 
 
§ 57 Gesetz über die Versorgung der Beamten und der  Richter des Bundes (BeamtVG) 
Kürzung der Versorgungsbezüge nach der Ehescheidung 

(1) Sind durch Entscheidung des Familiengerichts  
1. 

Anwartschaften in einer gesetzlichen Rentenversicherung nach § 1587b Abs. 2 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs in der bis zum 31. August 2009 geltenden Fassung oder 

2. 
Anrechte nach dem Versorgungsausgleichsgesetz vom 3. April 2009 (BGBl. I S. 700) 

übertragen oder begründet worden, werden nach Wirksamkeit dieser Entscheidung die Versorgungs-
bezüge der ausgleichspflichtigen Person und ihrer Hinterbliebenen nach Anwendung von Ruhens-, 
Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften um den nach Absatz 2 oder Absatz 3 berechneten Betrag 
gekürzt. Das Ruhegehalt, das der verpflichtete Ehegatte im Zeitpunkt der Wirksamkeit der Entschei-
dung des Familiengerichts über den Versorgungsausgleich erhält, wird erst gekürzt, wenn aus der 
Versicherung des berechtigten Ehegatten eine Rente zu gewähren ist; dies gilt nur, wenn der An-
spruch auf Ruhegehalt vor dem 1. September 2009 entstanden und das Verfahren über den Versor-
gungsausgleich zu diesem Zeitpunkt eingeleitet worden ist. Das einer Vollwaise zu gewährende 
Waisengeld wird nicht gekürzt, wenn nach dem Recht der gesetzlichen Rentenversicherungen die 
Voraussetzungen für die Gewährung einer Waisenrente aus der Versicherung des berechtigten 
Ehegatten nicht erfüllt sind. 
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(2) Der Kürzungsbetrag für das Ruhegehalt berechnet sich aus dem Monatsbetrag der durch die 
Entscheidung des Familiengerichts begründeten Anwartschaften oder übertragenen Anrechte. Dieser 
Monatsbetrag erhöht oder vermindert sich bei einem Beamten um die Vomhundertsätze der nach dem 
Ende der Ehezeit bis zum Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand eingetretenen Erhöhungen oder 
Verminderungen der beamtenrechtlichen Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen festgesetzt sind. 
Vom Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand an, bei einem Ruhestandsbeamten vom Tag nach dem 
Ende der Ehezeit an, erhöht oder vermindert sich der Kürzungsbetrag in dem Verhältnis, in dem sich 
das Ruhegehalt vor Anwendung von Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften durch Anpas-
sung der Versorgungsbezüge erhöht oder vermindert. 
(3) Der Kürzungsbetrag für das Witwen- und Waisengeld berechnet sich aus dem Kürzungsbetrag 
nach Absatz 2 für das Ruhegehalt, das der Beamte erhalten hat oder hätte erhalten können, wenn er 
am Todestag in den Ruhestand getreten wäre, nach den Anteilssätzen des Witwen- oder Waisengel-
des. 
(4) Ein Unterhaltsbeitrag nach § 22 Abs. 2 oder 3 oder nach entsprechendem bisherigen Recht und 
eine Abfindungsrente nach bisherigem Recht werden nicht gekürzt. 
(5) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 und des § 5 des Gesetzes zur Regelung von Härten im 
Versorgungsausgleich vom 21. Februar 1983 in der bis zum 31. August 2009 geltenden Fassung steht 
die Zahlung des Ruhegehalts des verpflichteten Ehegatten für den Fall rückwirkender oder erst 
nachträglich bekannt werdender Rentengewährung an den berechtigten Ehegatten unter dem Vorbe-
halt der Rückforderung. 
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Glossar 

 
 
Biometrischer 
Risikoausgleich 

Biometrie wird in der Versicherungsmathematik genutzt, um mit Hilfe von 
empirischen Untersuchungen, also anhand von Zahlen, Erkenntnisse über 
medizinische, biologische, psychologische und ökologische Zusammenhänge 
zu gewinnen. In einem Versicherungsbestand findet ein Risikoausgleich 
zwischen Personen unterschiedlicher Lebenserwartung statt. Die Renten 
besonders langlebiger Personen werden dadurch mitfinanziert, dass andere 
Personen eine kürzere Lebenserwartung haben. 

Deckungskapital Versicherungsmathematisch berechneter Wert, der einem Versicherungsver-
trag zu einem bestimmten Zeitpunkt des Versicherungsverlaufs zugeordnet 
wird 

Solvabilität Ausstattung eines Versicherers mit Eigenmitteln, also freiem, unbelastetem 
Vermögen  

Stresstest aufsichtsbehördlich vorgegebener Belastungstest für Kapitalanlagen  
 


